
Keine Freiheit den
Feinden der Freiheit

Von Matthias Koch

Nicht nur jüdische Deutsche empfanden die Aufmär-
sche radikaler Islamisten amWochenende als be-
klemmend.Menschen aller politischen und religiö-
sen Couleur fragen sich:Moment mal, was ist hier

eigentlich los?
Es gibt in diesem Land einen liberalen Konsens. Niemand

sagt etwas dagegen, wenn angesichts der aktuellen Lage für
Frieden und Verständigung imNahenOsten demonstriert
wird. Die Aufmärsche der Islamisten aber zielten auf das
Gegenteil. Gepredigt wurdenHass undGewalt. Gespensti-
scher Beifall brandete auf für den blutigen Überfall der Ha-
mas auf wehrlose Zivilisten in Israel am 7. Oktober.

Was als Ausdruck der „Solidarität für Palästina“ angemel-
det war, geriet zu einer provozierendenMachtdemonstration
von Demokratiefeinden. In Berlin hörte man Bekenntnisse zu
denMullahs im Iran und zu den Taliban in Afghanistan. In
Essenmussten Frauen getrennt marschieren. Allerorten flat-
terten Flaggen terroristischer Organisationen.

Viele Redner schienen der Hizb ut-Tahrir nahezustehen,
die nicht nur Israel vernichten, sondern gleich alle Demokra-
tien beseitigen will; herrschen soll ein weltumspannendes
Kalifat. In Deutschlandwurde für die Organisation schon im
Jahr 2003 ein Betätigungsverbot erlassen, vom damaligen In-
nenminister Otto Schily (SPD). Trotzdem hat die Organisa-
tion in Deutschland heute mehr Anhänger als damals.

Der Rechtsstaat muss jetzt dringend neue Saiten aufzie-
hen, schon aus Sicherheitsgründen. Anderenfalls werden
den verbalen Aufwallungen bald auch hierzulande reale
Bluttaten folgen. Den Feinden der Freiheit keine Freiheit zu
geben ist ein Gebot des Grundgesetzes. Ausländer, die bei
Hasskundgebungenwie in Essen auftreten, müssen ausge-
wiesen werden. Das Aufenthaltsgesetz stellt das nötige juris-
tische Instrumentarium zur Verfügung, übrigens nicht erst
bei Vollendung konkreter Straftaten. Zur Ausweisung kann
es nach Paragraf 53 genügen, wenn jemand die freiheitliche
demokratische Grundordnung „oder sonstige erhebliche In-
teressen der Bundesrepublik Deutschland“ gefährdet.

Eine neueGangart erhoffen sich alle: rechtstreue Deut-
sche und rechtstreue Zugewanderte, angestammte Kritiker
des Asylmissbrauchs ebenso wie FamilienmitMigrationsge-
schichte, die vor islamistischer Unterdrückung nach
Deutschland geflohen sind. Kaum eine Gruppewar über die
Vorgänge in Essen amWochenende so entsetzt wie die hier
lebendenMenschenmit iranischenWurzeln. Sie fühlen sich,
als seien ihnen die Peiniger von einst erneut auf den Fersen.

Politisch Verfolgte genießen Asylrecht – so haben es 1949
dieMütter und Väter des Grundgesetzes formuliert. Ein
Deutschland, das politischen Verfolgern Asyl gewährt, macht
alles falsch, nach innenwie nach außen.

Ein Deutschland, das politischen
Verfolgern Asyl gewährt, macht alles
falsch, nach innen wie nach außen.

Kommunen unter Druck: Der hohe Flüchtlingszustrom stellt viele Regionen vor große finanzielle Herausforderungen. Viele Länderchefs wollen, dass der Bund
die Hälfte zahlt, der hält an einer Pro-Kopf-Pauschale fest. FOtO: BORiS ROeSSleR/dPa

Wir erwarten vom
Bund, dass er sich
dauerhaft und

verlässlich zur Hälfte
an den Kosten
beteiligt.

Manuela Schwesig,
Ministerpräsidentin von

Mecklenburg-vorpommern

kommenTAr

Wenig Konkretes
Die EU-Kommissionspräsidentin reist per Sonderzug nach
Kiew. Das war imApril vorigen Jahres noch aufsehenerre-
gend. Nunwar Ursula von der Leyen zum sechstenMal in
der Ukraine – und die Schlagworte ähneln sich: EU-Beitritt,
Signal der Unterstützung. Alles richtig, aber nicht mehr auf-
regend – gerade angesichts der Eskalation in Nahost.

Für die Ukraine ist das ein Problem:Wenn die Aufmerk-
samkeit für ihr Leid schwindet, fällt es ihr schwerer, Druck
und Solidarität zu erzeugen. Zugleich ist das eine Verkür-
zung. So ist die konkrete Hilfe mit Geld undWaffen unab-
hängig von der medialen Aufmerksamkeit gewachsen. Als
der öffentliche Schock am größten war, schickte die Bundes-
republik 5000 Helme. Inzwischen ist sie zweitgrößter Unter-
stützer der Ukraine. Auch beim EU-Beitritt ist Kiew auf deut-
sche Hilfe angewiesen. Denn den Ukrainern droht eine Hän-
gepartie: Während Länder wie Deutschland den Prozess aus
politischenGründen forcieren wollen, beharren Gegner auf
der Einhaltung strenger Formalitäten. Doch ob Korruptions-
bekämpfung oder Entmachtung der Oligarchen: Die Ukraine
ist weit davon entfernt. AmMittwoch legt die Kommission
ihren Bericht zum Stand der Reformen vor – anhand dessen
die EU-Staaten imDezember über den Beginn von Beitritts-
verhandlungen abstimmen. Das nötige einstimmige Votum
für einen baldigen Beginn kannman ausschließen.

Ein Kompromiss könnte sein, den Beginn der Gespräche
zwar zu beschließen, den ersten Termin aber bis zur Erfül-
lung aller Auflagen offenzuhalten. Für die Ukraine wäre das
so hilfreich wie reine Ankündigungen vonWaffenlieferun-
gen: als Symbol der Unterstützung gegen Russlandwichtig,
aber als konkrete Hilfe zu wenig.

Von Steven Geyer

einer dauerhaften Pro-Kopf-Pau-
schalevonmindestens10500Euro im
JahrsowieeineFlüchtlingspauschale
und die volle Übernahme der Unter-
bringungskosten. Der Bund strebt
zwar auch eine langfristige Lösung
an, will jedoch nur 5000 Euro für die
Pro-Kopf-Zahlung aufbringen und
kein weiteres Geld zur Verfügung
stellen. Stephan Weil, Ministerpräsi-
dent von Niedersachsen und Co-
Chef der MPK, zeigt sich verärgert
undnenntdasFinanzangebotim„Ta-
gesspiegel“ einen „Witz“.

Darüber hinaus wollen die Minis-
terpräsidenten über die Einführung
von Bezahlkarten sprechen und mit
dem Bund kürzere Asylverfahren
vereinbaren. Weitere Themen des
Treffens sind die Zukunft des
Deutschlandtickets sowie ein um-
fangreicher Pakt für schnellere Pla-
nungs- und Bauverfahren.

Auch die saarländische Minister-

Streit über die Flüchtlingspolitik: Manuela Schwesig, Ministerpräsidentin von
Mecklenburg-Vorpommern, will die „irreguläre Migration nach Deutschland“
eindämmen. FOtO: BeRnd WüStneck/dPa

Niederlage rufen in unserem Land:
‚Nein zumKrieg!‘ Das ist eine Frak-
tion von Landesverrätern und Feig-
lingen.“

hassprediger dugin
Die Haltung hat allerdings einen
Haken: So sehr die Kirchenleitung
das Gebot eines schnell herbeige-
führten Todes predigt, so bewahrt
siegleichzeitigalle ihreGeistlichen,
Amtsträger und sogar Seminaristen
vor der Mobilisierung. Die Predigt
vom Tod braucht schließlich leben-
dige Darsteller.

Einen theoretischen Unterbau
für den russischen Todeskult liefert
der rechtsnationalistische Ideologe
Alexander Dugin, dessen Tochter
Darja im vergangenen Jahr bei
einemBombenanschlag ums Leben
kam, der ihmgegolten haben könn-
te. Der 61-jährigeHonorarprofessor
an den Universitäten Astana, Tehe-
ranundSchanghai,der schon inden
Nullerjahren über die Liquidierung
der Ukraine nachdachte, gilt als
antiwestlicherHassprediger, Ideen-
geber für die Neuen Rechten in
Russland und Kämpfer für die Idee
einer eurasischen Supermacht als
Gegenpol zumdekadentenWesten.

Dugin besucht manchmal Got-
tesdienste in derErzengel-Michael-
Kirche im Dorf Michailowskaja Slo-
boda bei Moskau. Die Kirche bietet
ihm hin und wieder auch eine Büh-
ne–bei ihrem„Weltkonzildes russi-
schen Volkes“ hielt er etwa im ver-
gangenen Jahr eine Rede, in der er
dieEndzeitnahensah.Undauchder
Todeskult hat bei ihm einen festen
Platz: „Wir finden den Dreh- und
Angelpunkt nur im Tod. Das ist der
einzige Weg, um Religion, Kultur,
Kunst und Politik zu begründen.
Das Leben ist zu wechselhaft, um
ein Drehpunkt zu sein“, dozierte er
auf Telegram.

Allein schon diese Aussage be-
legt Dugins dubiosen Bezug zum
Christentum, spricht diesesdemLe-
ben doch einen entscheidenden
Sinn zu. Statt der christlichen Lehre
zu entsprechen, besteht seineWelt-
anschauung eher aus einer okkul-
tistisch-esoterischenMischung ver-
schiedener religiöser Traditionen,
stark durchsetzt von Verschwö-
rungstheorien. Trotzdem werden
Dugins Ansichten auch bei der rus-
sisch-orthodoxen Hauptkirche zu-
nehmend populär.

So steht die russische Zivilgesell-
schaft auf immer verlorenerem Pos-
ten bei dem Versuch, den grassie-
renden Todeskult abzuwehren. Die
russisch-orthodoxe Kirche hat sie
nicht mehr auf ihrer Seite.

A
ls Wladimir Putin vor
einem knappen Jahr
17 Mütter von Soldaten
in seiner Residenz No-
wo-Ogarjewo empfing,
die in der Ukraine

kämpfen und dort zum Teil ums Le-
ben kamen, spendete er ihnen auf
verstörendeArtundWeiseTrost.Als
die Mutter Nina Pschenitschkina
dem Präsidenten ein Bild ihres ge-
fallenen Sohnes zeigte, antwortete
Putin: „Wir alle werden diese Welt
eines Tages verlassen. Das ist un-
umgänglich. Die Frage ist nur, wie
wir gelebt haben. Wer seinem Le-
ben einen Sinn gegeben hat und
wer nicht, bleibt aber oft unklar.
Und wie verlassen wir diese Welt?
Wegen Wodka oder etwas ande-
rem?Und egal, obwir ein sinnvolles
Lebengeführt habenoder nicht, ge-
hen wir oft unbemerkt. Aber Ihr
Sohnhat gelebt.Und seinZiel hat er
erreicht. Das bedeutet, dass er die-
ses Leben nicht umsonst verlassen
hat.“

Dass es für Pschenitschkinas
Sohn auch die Option gegeben hät-
te, ein erfülltes Leben ohne Über-
konsum von Wodka und ohne frü-
hen Tod auf dem Schlachtfeld zu
führen, erwähnte der Kremlchef
nicht. In den Kommentarspalten
deutscher Zeitungen wird Putins
eigenartige Seelenmassage für die
Soldatenmütter seither immer wie-
der als weiterer Beleg für sein kru-
des Verständnis von den Kampf-
handlungen in der Ukraine ange-
führt.

Doch was der Staatschef der
Mutter sagte, denkt er nicht erst seit
dem 24. Februar 2022. Vielmehr of-
fenbaren die Aussagen eine lang
gehegte tiefeÜberzeugungdes rus-
sischen Präsidenten, die er schon
vor knapp zehn Jahren öffentlich
zum Ausdruck brachte: Als er im
April 2014 bei der jährlichen Fern-
sehfragestunde „Der direkte Draht
zuWladimir Putin“ von einer Anru-
feringefragtwurde,wasseinerMei-
nung nach die Russen ausmache,
wo er ihre Stärken und Schwächen
sehe, erinnerte Putin an das russi-
sche Sprichwort „Sogar der Tod ist
ein Segen für dieWelt“.

Der Sinnspruch stammt aus dem
vorrevolutionärenRusslandundsoll
unter anderem deutlich machen,
dass jeder als Held in Erinnerung
bleibt,derseinLebenfürdieFamilie
undFreunde,dieGemeinschaftund
das Vaterland gegeben hat. „Darin
liegen die tiefen Wurzeln unseres
Patriotismus“, sagte Putin. „Natür-
lich sind wir weniger pragmatisch,
weniger abwägend als die Men-
schen anderer Nationen, aber wir
sind in der Seele breiter aufgestellt.
Vielleicht spiegelt sich darin die
Größe unseres Landes wider, seine
immensen Ausmaße. Wir sind im
Herzen großzügiger.“

Umkehrung der lehren
Nach Auffassung Putins besitzen
die Russen also einen besonderen
Edelmut, der sogar über den eige-
nen Tod hinausreicht und sie von
anderen Nationen unterscheidet.
Was der russische Staatsführer in
pathetische Worte packt, ist nüch-
tern betrachtet allerdings eine Ver-
herrlichung des Todes. Und die
nimmt in Russland inzwischen be-
denkliche Züge an, weil sie von der
russisch-orthodoxen Kirche zusätz-
lich religiös aufgeladenwird.

Nach der Teilmobilmachung im
September vergangenen Jahres be-
stärkte die Kirche die Gläubigen in
der Überzeugung, dass der Tod auf
dem Schlachtfeld „alle Sünden, die
ein Mensch begangen hat, rein-
wäscht“ und der direkteste Weg
zum Himmel sei. Der Glaube, die
Befolgung der Gebote und die gu-

Von Paul Katzenberger

ten Taten waren plötzlich nicht
mehr notwendige Voraussetzun-
gen, um ins Paradies zu gelangen.
DieReligion reduzierte sichauf eine
einzige Heilsempfehlung – die
Selbstaufopferung.

Nach der Lehre von Patriarch Ki-
rill I.hatdiesogenannteSpezialope-
ration in der Ukraine „keine physi-
sche, sondern eine metaphysische
Bedeutung“, und wenn Christus
sagt: „Liebt eureFeinde, segnet, die
euchverfluchen, tutwohldenen,die
euch hassen, und bittet für die, wel-
che euchbeleidigenundverfolgen“
(Matthäus 5:44), dann wird dieses
Gebot von Kirill inzwischen um-
interpretiert: „Vergebung ohneGe-
rechtigkeit ist Kapitulation und
Schwäche.“ Den Gläubigen wird
mit einemMaleinevollkommenan-
dereReligiongepredigt, dienicht so
sehr den Geboten Gottes, sondern
mehr den Edikten des Staates folgt.

So hat Kirill zum Völkerrecht in-

zwischen seine ganz eigene Mei-
nung: „Es gibt Institutionen, die das
Recht haben, Gewalt anzuwenden
und (...) andere Länder zu zwingen,
wenn sie sie als Bedrohung an-
sehen, dafür zu sorgen, dass diese
Bedrohung nicht existiert.“

Diese Position widerspricht nicht
nur demEvangelium, sondern auch
den Grundsätzen der russisch-or-
thodoxen Soziallehre, die unter Fe-
derführung Kirills im Jahr 2000 ver-
fasst und veröffentlicht wurde.

Denn nach dieser Soziallehre
sindKriegenur legitim,wennsieder
Verteidigung dienen. „Der Krieg ist
dasBöse“,hältdasDokument insei-
nemachtenKapitel„KriegundFrie-
den“ grundsätzlich fest: „Der
Grund für ihn, wie für das Böse im
Menschen im Allgemeinen, ist der
sündhafte Missbrauch der gottge-
gebenen Freiheit. Obwohl die Kir-
che den Krieg als Übel anerkennt,
verbietet sie ihren Glaubensbrü-
dern und -schwestern dennoch
nicht, sich an Feindseligkeiten zu
beteiligen,wennesdarumgeht,den
Nächsten zu schützen und die mit
FüßengetreteneGerechtigkeitwie-
derherzustellen. Dann wird der
Krieg zwar als unerwünscht, aber
als notwendigesMittel betrachtet.“

kirchlicher Aufruf zum Töten
An anderer Stelle heißt es in der
Schrift: „Der Christ, der die Gebote
desGewissens befolgt, ist nicht ver-
pflichtet, dem zur schweren Sünde
nötigenden staatlichen Befehl
nachzukommen.“ Wenn der Krieg
„das Böse“ ist und nur statthaft, um
„den Nächsten zu schützen“, kann
man diesen Passus im Augenblick
als Aufforderung zur Kriegsdienst-
verweigerung auffassen.

Doch die russisch-orthodoxe Kir-
che ordnet sich dem Staat vollkom-
men unter und geht dabei inzwi-
schen so weit, die Fundamente des
christlichen Glaubens in vollkom-
men gegenteiligem Sinn zu inter-
pretieren. Trotz des fünften Gebots
derBibel „Du sollst nicht töten!“ rief
etwaMetropolit Leonid von Klin im
Mai auf Telegram zu Tötungen auf:
„Wenn der Terrorismus auf staatli-
cher Ebene verübt wird, müssen al-
le, die (inderUkraine,Anm.d.Red.)
anderEntscheidungsfindungbetei-
ligt sind, eliminiert werden.“

Und wer beim Töten selbst ums
Leben kommt, dem gratuliert die
Kirchegeradezuvorab:„Esgibtkei-
neFreude imirdischenLeben“, sag-
te Metropolit Mitrofan von Mur-
mansk Anfang Oktober in einem
Youtube-Video. „Wenn sichdir eine
günstige Gelegenheit zum Sterben

bietet, zögere nicht, diesen Schritt
zu tun, denn du weißt nicht, ob sich
dir eine solche Gelegenheit noch
einmal bieten wird.“

Die wenigen Geistlichen, für die
solche haarsträubenden Aussagen
Häresie darstellen und die deswe-
gen dagegen aufbegehren, müssen
mit harten Strafen rechnen. Erzbi-
schofViktor vonSüdrusslandwurde
etwa von einem zivilen Gericht zu
einer Geldstrafe von 40000 Rubel
(400 Euro) verurteilt, weil er die rus-
sischeArmee in seinenGebeten an-
geblich herabgewürdigt habe. Eine
Gottesdienstbesucherin hatte ihn
bei den Behörden angezeigt.

Die Kirche sprang ihm nicht bei,
was wenig erstaunlich ist. Denn auf
seiner Website eshatologia.org be-
zichtigt der 86-JährigedasMoskau-
er Patriarchat mit deutlichen Wor-
ten der Täterschaft für das in der
Ukraine geschehene Unrecht: „Es
scheint, dass der Teufel bereits be-
gonnen hat, eine neue Religion und
einen neuen Kriegskult zu begrün-
den, der ein integraler Bestandteil
derneuenantichristlichenIdeologie
seinwird“, schrieber imSeptember.

Der Theologe Sergej Sizow von
der Universität Omsk fasst die Hal-
tung der Kirche so zusammen: „Nur
die Handlanger einer russischen

Verherrlichung des Todes: Wladimir Putin verbrämt das Sterben auf den Schlachtfeldern mit religiösem Pathos. FOtO: Pavel BednyakOv/SPutnik/aP

Putins Todeskult
Vor dem Hintergrund des Angriffskrieges gegen die Ukraine deuten
der Kreml und die orthodoxe Kirche religiöse Gebote um – und

verkehren das Evangelium in sein Gegenteil.

Religion nach Staatswunsch: Patriarch Kirill (links) lädt in seinen Predigten
den Krieg Putins (im Hintergrund) metaphysisch auf. FOtO: Oleg vaROv/aP

Wenn sich dir eine
günstige Gelegenheit
zum Sterben bietet,
zögere nicht, diesen
Schritt zu tun, denn
du weißt nicht, ob
sich dir eine solche
Gelegenheit noch
einmal bieten wird.

Mitrofan,
Metropolit von Murmansk
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Länderchefs pochen auf
mehr Geld vom Bund

Vor der Ministerpräsidentenkonferenz
zur Migrationspolitik erhöhen die

SPD-Länderchefs den Druck auf Scholz
– und fordern Entlastung bei der
Flüchtlingsunterbringung.

Berlin. Den Kommunen steht wegen
des hohen Flüchtlingszuzugs das
WasserbiszumHals,dieMinisterprä-
sidenten fühlen sich alleingelassen
vom Bund, und das Kanzleramt wie-
derum sieht kaum finanzielle Spiel-
räume fürweitereUnterstützung.Ob
sich die Regierungschefinnen und
-chefs in den Beratungen auf eine für
alle Seiten tragbare Lösung einigen
können, ist ungewiss. Gewiss ist nur:
Die Verhandlungen über die Migra-
tionspolitik dürften hitzig und lang
werden.

Nicht nur seitens der unionsge-
führten Länder wird der Druck auf
den Bund erhöht, auch die Minister-
präsidenten der SPD fordern ein Ent-
gegenkommen von Kanzler Olaf
Scholz. Die Länder und Kommunen
müssten finanziell endlich so ausge-
stattetwerden,„dasssiedurchUnter-
bringung, Versorgung und Integra-
tion der Geflüchteten nicht überfor-
dert werden“, sagt der Bremer Bür-
germeister Andreas Bovenschulte
dem RedaktionsNetzwerk Deutsch-
land (RND). „DerBundmuss deshalb
seinenAnteil an denKosten aufDau-
er spürbar erhöhen, da sind sich die
Länder völlig einig“, fordert derSPD-
Politiker.

Schwesigwill kostenbeteiligung
Die Ministerpräsidentin von Meck-
lenburg-Vorpommern, Manuela
Schwesig, verlangt eine hälftigeKos-
tenbeteiligungdesBundes. „Wir plä-
dieren für die Einführung einer Be-
zahlkarte, wollen Verfahren für
Flüchtlinge mit schlechter Bleibe-
perspektive beschleunigen und
Flüchtlingen mit guter Perspektive
schneller die Aufnahme einer Arbeit
ermöglichen. Wir erwarten vom
Bund, dass er sich dauerhaft und ver-
lässlich zur Hälfte an den Kosten be-
teiligt.“

Die Sozialdemokratin pocht auf
die Reduzierung des Flüchtlingszu-
stroms. Man werde nur dann Men-
schen gut aufnehmen und integrie-
renkönnen,„wenndie irreguläreMi-
gration nach Deutschland einge-
dämmt wird“, sagt Schwesig dem
RND.

Am Montag kommen Bund und
Länder zu Beratungen unter ande-
rem über die Flüchtlingspolitik zu-
sammen. Die Länderchefs und das
Kanzleramt sind sich in zentralen
Punkten nicht einig. Als besonders
strittig gilt die Finanzierung der
Flüchtlingsversorgung.DieMinister-
präsidenten fordern die Einführung

präsidentin Anke Rehlinger dringt
auf eine „vernünftige, atmende Fi-
nanzierungszusage des Bundes“ in
Bezug auf die Flüchtlingsversor-
gung. Die Sozialdemokratin lenkt
den Blick zudem auf die Unionspar-
teien.AuchdieUnionmüssedann im
Bundestag zustimmen, sagte sie dem
RND. „Eine neue Ordnung der Mi-
grationspolitik sollte mit breiter
Mehrheit der Demokraten beschlos-
senwerden.“

Der Städte- und Gemeindebund
schlägt für die bessere Organisation
einen speziellen digitalen Ausweis
für Geflüchtete vor. Darin sollten die
Identität, der Status und gegebenen-
falls auch die beruflichen Kenntnisse
oder besondere gesundheitliche An-
forderungenfestgeschriebenwerden
können, erläutert Gerd Landsberg,
der Hauptgeschäftsführer des Kom-
munalverbands. Es sei ein „Neustart
in derMigrationspolitik“ nötig.

Skepsis bei leistungsreduzierung
Unterdessen werden in der Ampel-
koalition Forderungen laut, auf die
Länder zuzugehen. „Wir hoffen, dass
der gordische Knoten bei der finan-
ziellen Unterstützung der Kommu-
nen in Migrationsfragen endlich
durchschlagenwird“, sagtFiliz Polat,
MigrationsexpertinderGrünen-Bun-
destagsfraktion, dem RND. „Wir er-
warten ein klares Signal des Bundes-
kanzlers zur angemessenen finan-
ziellen Unterstützung der Kommu-
nenmit demZiel einer fairenKosten-
teilung zwischen Bund und Ländern,
einer verlässlichen Planung und vo-
rausschauender Politik.“ Dazu gehö-
re die Refinanzierung einer „Vor-
haltepauschale“, sodass die Kommu-
nen auf schwankende Zuzugszahlen
flexibel reagieren könnten.

Vorschläge der Liberalen, zur Ein-
dämmung von Migration die Sozial-
leistungenfürFlüchtlingezureduzie-
ren, lehntsieab.„Sozialleistungskür-
zungen und verpflichtende Sachleis-
tungen, wie sie derzeit dauernd ge-
fordert werden, sind kontraproduk-
tiv“, warnt die Grünen-Politikerin.
Jüngst hatten die Bundesminister
Christian Lindner und Marco Busch-
mann die Reduzierung der Leistun-
gen gefordert. Das Bundesverfas-
sungsgerichthatte inderVergangen-
heit allerdingsGrenzengezogen. Po-
lat befürchtet „mehr Aufwand und
Bürokratie“ sowie „katastrophale
Folgen fürBeschäftigung,Armutund
Bildungschancen der Geflüchteten“.
Die Kürzung von Leistungen für Ge-
flüchtete sei „die schlechtestePolitik,
die ein Staat umsetzen kann“.

Von Alisha Mendgen
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NDR KULTUR PROMI-PANNE
MORGENS UM 8.10 UHR
MITRATEN UND BLUETOOTH-BOX GEWINNEN
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